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1.) „Anzeigenauftrag“ im Sinne der nachfolgenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen ist der Vertrag über die Veröffentlichung einer oder 
mehrerer Anzeigen eines Werbung-Treibenden oder sonstigen Inserenten (im Folgenden: Auftraggeber) in einer Druckschrift der Hochschule 
Bonn-Rhein-Sieg (im Folgenden: Auftragnehmer oder Hochschule) zum Zweck der Verbreitung.

2.) Aufträge für Anzeigen, die erklärtermaßen an bestimmten Plätzen der Druckschrift veröffentlicht werden sollen, müssen so rechtzeitig 
beim Auftragnehmer eingehen, dass dem Auftraggeber noch vor Anzeigenschluss mitgeteilt werden kann, wenn der Auftrag auf diese 
Weise nicht auszuführen ist.

3.) Der Auftragnehmer behält sich vor, Anzeigenaufträge wegen des Inhalts, der Herkunft oder der technischen Form nach einheitlichen, 
sachlich gerechtfertigten Grundsätzen des Auftragnehmers abzulehnen, wenn deren Inhalt gegen Gesetze oder behördliche Bestimmungen 
verstößt oder deren Veröffentlichung für den Auftragnehmer unzumutbar ist. Dies gilt auch für Aufträge, die bei einer Vertretung aufgege-
ben werden. Die Ablehnung eines Auftrages wird dem Auftraggeber unverzüglich mitgeteilt.

4.) Für die rechtzeitige Lieferung des Anzeigentextes und einwandfreier Druckunterlagen ist der Auftraggeber
verantwortlich. Für erkennbar ungeeignete oder beschädigte Druckunterlagen fordert der Auftragnehmer unverzüglich Ersatz an. Der Auf-
tragnehmer gewährleistet die für den belegten Titel übliche Druckqualität im Rahmen der durch die Druckunterlagen gegebenen Möglich-
keiten.

5.) Der Auftraggeber hat bei ganz oder teilweise unleserlichem, unrichtigem oder unvollständigem Abdruck der Anzeige Anspruch auf Zah-
lungsminderung, aber nur in dem Ausmaß, in dem der Zweck der Anzeige beeinträchtigt wurde. Lässt der Auftragnehmer eine ihm hierfür 
gestellte angemessene Frist verstreichen, so hat der Auftraggeber ein Recht auf Zahlungsminderung. Schadensersatzansprüche sind aus-
geschlossen, soweit der Anspruch nicht auf Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit des Auftragnehmers, eines gesetzlichen Vertreters oder eines 
Erfüllungsgehilfen beruht. Dies gilt nicht für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit. Eine Haftung des 
Auftragnehmers für Schäden wegen des Fehlens zugesicherter Eigenschaften bleibt unberührt.

6.) Im kaufmännischen Geschäftsverkehr haftet der Auftragsnehmer darüber hinaus auch nicht für grobe Fahrlässigkeit von Erfüllungsge-
hilfen, die nicht leitende Angestellte sind; in den übrigen Fällen ist gegenüber Kaufleuten die Haftung für grobe Fahrlässigkeit dem Umfang 
nach auf den vorhersehbaren Schaden bis zu Höhe des betreffenden Anzeigenentgelts beschränkt. 

7.) Sind keine besonderen Größenvorschriften gegeben, so wird die nach Art der Anzeige übliche, tatsächliche
Abdruckhöhe der Berechnung zugrunde gelegt.

8.) Bei Zahlungsverzug oder Stundung werden Zinsen sowie die mit der Einziehung verbundenen Kosten berechnet. 

9.) Kosten für die Anfertigung bestellter Druckunterlagen sowie für vom Auftraggeber gewünschte oder zu vertretende erhebliche Änderun-
gen ursprünglich vereinbarter Ausführungen hat der Auftraggeber zu tragen.

10.) Druckunterlagen werden nur auf besondere Anforderung an den Auftraggeber zurückgesandt. Die Pflicht zur Aufbewahrung endet am 
31. Dezember eines Veranstaltungsjahres.

11.) Erfüllungsort ist Sankt Augustin als Verwaltungssitz des Auftragnehmers. Im Geschäftsverkehr mit Kaufleuten, juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts oder bei öffentlich-rechtlichen Sondervermögen ist bei Klagen Gerichtsstand Bonn als Verwaltungssitz des Auftragneh-
mers. 

12.) Der Auftragnehmer wendet bei der Entgegennahme und Prüfung von Anzeigentexten die geschäftsübliche Sorgfalt an, haftet jedoch 
nicht, wenn er von den Auftraggebern irregeführt oder getäuscht wird.

13.) Sind etwaige Mängel bei den Druckunterlagen nicht sofort erkennbar, sondern werden dieselben erst beim
Druckvorgang erkennbar, so hat der Auftraggeber bei ungenügendem Abdruck keine Ansprüche.

15.) Durch Erteilung eines Anzeigenauftrags verpflichtet sich der Auftraggeber, die Kosten der Veröffentlichung einer Gegendarstellung, die 
sich auf tatsächliche Behauptungen der veröffentlichten Anzeige bezieht, zu tragen, soweit der Auftragnehmer zur Veröffentlichung ver-
pflichtet ist. Die Kostenrichten sich nach dem jeweils gültigen Anzeigentarif.

16.) Im Fall höherer Gewalt oder bei Störung des Arbeitsfriedens erlischt jede Verpflichtung des Auftragnehmers auf Erfüllung von 
Aufträgen.

18.) Ist der Auftraggeber abgemahnt worden oder hat er bereits eine Unterlassungsverpflichtungserklärung bezüglich bestimmter Anzeigen(-
inhalte) abgegeben, ist der Auftraggeber verpflichtet, den Auftragnehmer darüber schriftlich zu informieren. Unterlässt der Auftraggeber 
diese Obliegenheitspflicht, haftet der Auftragnehmer auch nicht für den dem Auftraggeber durch die wiederholte Veröffentlichung der be-
anstandeten Anzeigen(-inhalte) entstehenden Schaden.
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